
 
Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
für ein Gesetz zu dem Achten Staatsvertrag 
zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge  
(Achter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)  
und zur Änderung des Hessischen Privatrundfunkgesetzes 
 
 
 
Die Landesregierung legt mit Schreiben vom 11. November 2004 den nach-
stehenden, durch Umlaufbeschluss vom 9. November 2004 gebilligten und 
festgestellten Gesetzentwurf dem Landtag zur Beschlussfassung vor. Der 
Gesetzentwurf wird vor dem Landtag von dem Minister und Chef der 
Staatskanzlei vertreten. 
 
A. Problem 

 Vom 8. bis 15. Oktober 2004 wurde in Berlin der Achte Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag unterzeichnet. Dieser Staatsvertrag ändert den Rund-
funkstaatsvertrag, den ARD-Staatsvertrag, den ZDF-Staatsvertrag, den 
Deutschlandradio-Staatsvertrag, den Rundfunkgebührenstaatsvertrag, den 
Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag, den Jugendmedienschutz-Staatsver-
trag und den Mediendienste-Staatsvertrag. Gegenstand des Achten Rund-
funkänderungsstaatsvertrages ist insbesondere die Erhöhung der Rund-
funkgebühr um 0,88 € auf 17,03 € zum 1. April 2005. Insgesamt werden 
sowohl die Bestimmungen für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk als 
auch für den privaten Rundfunk ergänzt und geändert. 

 
B. Lösung 

 Mit dem Gesetzentwurf soll die Zustimmung des Landtags zum Ach-
ten Rundfunkänderungsstaatsvertrag eingeholt werden. 

 
C. Befristung 

 Eine Befristung des Gesetzes kommt nicht in Betracht. Ein Staatsver-
trag kann nur in Kraft treten, wenn alle Partner unbedingt und unbe-
fristet zustimmen. 

 
D. Alternativen 

 Keine. 
 
E. Finanzelle Mehraufwendungen 

 Durch den Staatsvertrag bedingter finanzieller Mehraufwand ist aus 
der Rundfunkgebühr zu decken. Dem Land Hessen entstehen hieraus 
keine Kosten. 

 
F. Auswirkungen, die Frauen anders oder in stärkerem Maße 

betreffen als Männer 

 Keine. 
 

G. Besondere Auswirkungen auf behinderte Menschen 

 Mit der Änderung des  Rundfunkgebührenstaatsvertrages (Art. 6) 
wird das Recht der Befreiung von der Rundfunkgebührenpflicht ver-
einheitlicht und das Verfahren der Befreiung vereinfacht. Der Inhalt 
der Regelung zur Befreiung von behinderten Menschen (Art. 6 Nr. 6 
§ 6 Abs. 1 Nr. 8) bleibt unverändert. 
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D e r  L a n d t a g  w o l l e  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l i e ß e n :  
 

Gesetz 
zu dem Achten Staatsvertrag zur Änderung  

rundfunkrechtlicher Staatsverträge 
(Achter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)  

und zur Änderung des Hessischen Privatrundfunkgesetzes 
 
 Vom 
 
 

Artikel 1 
Gesetz zu dem Achten Rundfunkänderungsstaatsvertrag 

 
§ 1 

Dem Achten Rundfunkänderungsstaatsvertrag wird zugestimmt. 
 

§ 2 

(1) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht. 
 
(2) Er tritt nach seinem Art. 9 Abs. 2 Satz 1 mit Ausnahme seines Art. 6 
Nr. 7 am 1. April 2005 in Kraft. Art. 6 Nr. 7 tritt am 1. Januar 2007 in 
Kraft. Sollte der Staatsvertrag nach seinem Art. 9 Abs. 2 Satz 2 gegen-
standslos werden, ist dies im Gesetz- und Verordnungsblatt Teil I bekannt zu 
geben. 
 
 

Artikel 2 
Änderung des Hessischen Privatrundfunkgesetzes 

 
Das Hessische Privatrundfunkgesetz in der Fassung vom 25. Januar 1995 
(GVBl. I S. 87), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. Dezember 2002 
(GVBl. I S. 778), wird wie folgt geändert: 
 
1. In § 12 Abs. 4 wird Satz 3 bis 5 durch folgenden Satz ersetzt: 

 "In den beiden bundesweit verbreiteten reichweitenstärksten Fernseh-
vollprogrammen ist werktäglich außer an Sonnabenden jeweils ein 
landesweites Fensterprogramm von mindestens 30 Minuten Dauer 
aufzunehmen; es gilt § 25 Abs. 4 des Rundfunkstaatsvertrages." 

 
2. § 43 wird wie folgt geändert: 

 a) In Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe "§ 52 Abs. 3 Nr. 2 Rundfunk-
staatsvertrag" durch die Angabe "§ 52 Abs. 3 Nr. 3 des Rund-
funkstaatsvertrages" ersetzt. 

 b) Als Abs. 2 wird eingefügt: 

  "(2) Der Betreiber einer digitalisierten Kabelanlage darf ohne 
Zustimmung der jeweiligen Veranstalter deren öffentlich-
rechtliche oder private Programmbouquets nicht entbündeln sowie 
einzelne Rundfunkprogramme oder Inhalte nicht in Programmpa-
kete aufnehmen oder in anderer Weise entgeltlich oder unentgelt-
lich vermarkten." 

 c) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3. 
 
3. § 57 wird wie folgt geändert: 

 a) In Abs. 2 Satz 1 werden das Wort "zusätzlichen" gestrichen und 
dem Text des Klammerzusatzes "§ 40 Abs. 1 des Rundfunkstaats-
vertrages" folgende Worte angefügt "in Verbindung mit § 10 des 
Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages". 

 b) In Abs. 3 Satz 1 wird das Wort "zusätzlichen" gestrichen. 
 

Artikel 3 
In-Kraft-Treten 

 
Dieses Gesetz tritt am 1. April 2005 in Kraft. 
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Begründung 
 
 
I. Begründung des Gesetzentwurfs 
 
A. Allgemeines 
 
Der Gesetzentwurf enthält die üblichen Vorschriften eines Zustimmungsge-
setzes. Er sieht zudem eine Ergänzung sowie eine Anpassung des Hessischen 
Privatrundfunkgesetzes an den Achten Rundfunkänderungsstaatsvertrag vor. 
 
B. Zu den einzelnen Vorschriften 
 
Zu Art. 1  

Zu § 1: 
Der Achte Rundfunkänderungsstaatsvertrag bedarf nach Art. 103 Abs. 2 der 
Hessischen Verfassung der Zustimmung des Landtags. 
 
Zu § 2: 
Der Achte Rundfunkänderungsstaatsvertrag soll mit Ausnahme seines Art. 6 
Nr. 7 am 1. April 2005 in Kraft treten, sofern bis zum 31. März 2005 alle 
Ratifikationsurkunden bei der Staatskanzlei des Vorsitzenden der Minister-
präsidentenkonferenz hinterlegt werden. Kommt eine Hinterlegung der Rati-
fikationsurkunden nicht zustande, wird der Staatsvertrag gegenstandslos. 
Dies ist im Gesetz- und Verordnungsblatt Teil I bekannt zu machen.  
 
Zu Art. 2 

Zu Nr. 1: 
§ 12 Abs. 4 wird an die Neufassung des § 25 Abs. 4 des Rundfunkstaatsver-
trages angepasst. 
 
Zu Nr. 2: 
a) Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an den Achten 

Rundfunkänderungsstaatsvertrag. 
b) In Abs. 2 wird das so genannte Entbündelungsverbot für Betreiber 

von digitalisierten Kabelanlagen neu aufgenommen. Hiernach darf 
der Betreiber einer digitalisierten Kabelanlage ohne Zustimmung der 
jeweiligen öffentlich-rechtlichen oder privaten Rundfunkveranstalter 
deren Programmbouquets weder entbündeln noch dessen Inhalte pa-
ketieren oder anderweitig vermarkten. 

c) Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung. 
 
Zu Nr. 3: 
§ 57 wird redaktionell an die im Achten Rundfunkänderungsstaatsvertrag 
vorgesehene Neufassung des § 40 Abs. 1 Satz 1 Rundfunkstaatsvertrag und 
des § 10 Abs. 1 Satz 1 Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag angepasst. 
 
Zu Art. 3: 

Das Gesetz soll am 1. April 2005 in Kraft treten. 
 
II. Begründung des Achten Staatsvertrages zur Änderung rundfunk-

rechtlicher Staatsverträge (Achter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)  
 
Siehe Anlage  
 
 
Wiesbaden, 11. November 2003 
 

Der Hessische Ministerpräsident 
Koch 

 
 
Anlagen:  
Zu § 2 Abs. 1 (Achter Rundfunkänderungsstaatsvertrag) und  
Begründung des Achten Rundfunkänderungsstaatsvertrages 






















































































































